
Vorlage Mustersatzung

Satzung der .....................................................
Präambel

Zur Durchführung gemeinsamer einheitlicher Maßnahmen i. S. d. § 21 Sozial​gesetzbuch V (SGB V) zur Verhütung von Zahnerkrankungen (Gruppenprophylaxe) bilden (der Kreis/die kreisfreie Stadt …), die Verbände der Krankenkassen und die Kreisvereinigung der Zahnärzte des Kreises … eine

(Name der Kreisarbeitsgemeinschaft)

mit der Rechtsstellung eines eingetragenen Vereins.

Grundlage für die Tätigkeit dieser Kreisarbeitsgemeinschaft sind der § 21 SGB V, das Gesetz über den Öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Schleswig-Holstein (Gesundheitsdienstgesetz - GDG) und die zwischen den Verbänden der Krankenkassen, den niedergelassenen Zahnärzten und den für die Zahngesundheitspflege in Schleswig-Holstein zuständigen Stellen geschlossenen Vereinbarungen.

§ 1

Name und Sitz, Gemeinnützigkeit

1.1
Die Kreisarbeitsgemeinschaft führt die Bezeichnung … (Name der Kreisarbeitsgemeinschaft) e. V. (KAG), im Folgenden Kreisarbeitsgemeinschaft genannt.

1.2
Die Kreisarbeitsgemeinschaft hat ihren Sitz in … und ist in das Vereinsregister eingetragen.

1.3
Die Kreisarbeitsgemeinschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke.

§ 2

Aufgaben und Aufgabenverteilung

2.1
Den Krankenkassen ist durch den § 21 SGB V die Aufgabe übertragen worden, im Zusammenwirken mit den Zahnärzten und den für die Zahngesundheitspflege in den Ländern zuständigen Stellen gemeinsam und einheitlich Maßnahmen zur Verhütung von Zahnerkrankungen ihrer Versicherten, die das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zu fördern und sich an den Kosten der Durchführung zu beteiligen. Sie haben auf flächendeckende Maßnahmen hinzuwirken. In Schulen und Behinderteneinrichtungen, in denen das durchschnittliche Kariesrisiko überproportional hoch ist, werden die Maßnahmen bis zum 16. Lebensjahr durchgeführt. Die Maßnahmen sollen vorrangig in Gruppen, insbesondere in Kindergärten und Schulen durchgeführt werden; sie sollen sich insbesondere auf die Untersuchung der Mundhöhle, Erhebung des Zahnstatus, Zahnschmelzhärtung, Ernährungsberatung und Mundhygiene erstrecken. Für Kinder mit besonders hohem Kariesrisiko sind spezifische Programme zu entwickeln.

2.2
Die Durchführung dieser Maßnahmen richtet sich nach den zwischen den Verbänden der Krankenkassen mit den für die Zahngesundheitspflege in Schleswig-Holstein zuständigen Stellen geschlossenen Vereinbarungen.

Im Rahmen der vorgenannten Aufgabenstellung fördert die Kreisarbeitsgemeinschaft auf Kreisebene bei Kindern, Jugendlichen sowie Menschen mit Behinderungen in Behinderteneinrichtungen Maßnahmen der zahnmedizinischen Prophylaxe.

Dieser Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch:

· Umsetzung der Programme zur Basis- und Intensivprophylaxe

· Fachliche Unterstützung des in der Gruppenprophylaxe tätigen Personals

· Erhebung der für die Dokumentation und Planung der Prophylaxeprogramme notwendigen Daten und Weiterleitung an die zuständigen Stellen

· Durchführung von Sonderaktionen

· Regionale Öffentlichkeitsarbeit

Bei den prophylaktischen Maßnahmen werden die wissenschaftlichen Stellungnahmen der DGZMK, die auf der Basis der bundeseinheitlichen Rahmenvereinbarungen der Spitzenverbände der Krankenkassen erstellten Empfehlungen der zuständigen Landesstellen sowie die mit den Krankenkassen geschlossenen Vereinbarungen zur Durchführung der Gruppenprophylaxe besonders berücksichtigt.

2.3
Die niedergelassenen Zahnärzte wirken an gruppenprophylaktischen Maßnahmen bei Kindern und Jugendlichen mit (Patenschaftsprogramm).

Zu den Aktivitäten der Patenzahnärzte gehören u. a.:

· Information über zweckentsprechende zahngesundheitserzieherische Maßnahmen anlässlich von Besuchen in Kindertagesstätten

· Gestaltung von Elternabenden

· Organisation des Besuchs von Kindergartengruppen in zahnärztlichen Praxen

· Dokumentation der Maßnahmen

2.4
Der Kreis/die kreisfreie Stadt unterstützt die Kreisarbeitsgemeinschaft durch Einbindung zahnärztlicher Kompetenz des Fachdienstes Gesundheit bei der Durchführung der notwendigen Maßnahmen zur Erkennung und Verhütung von Zahnerkrankungen im Rahmen der Gruppenprophylaxe entsprechend SGB V und dem GDG.

§ 3

Mitgliedschaft

3.1
Mitglieder der Kreisarbeitsgemeinschaft sind

a) der Kreis/die kreisfreie Stadt …,
b) die Kreisvereinigung der Zahnärzte des Kreises …,
c) mindestens 5 gesetzliche Krankenkassen bzw. Verbände der gesetzlichen Krankenkassen.
§ 4

Erwerb und Ende der Mitgliedschaft

4.1
Der Antrag auf Aufnahme ist schriftlich an den Vorstand zu richten. Über den Antrag entscheidet die Mitgliederversammlung.

4.2
Die Mitgliedschaft endet durch

4.2.1
Auflösung von juristischen Personen

4.2.2
Austritt; der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand bis zum 30. Juni mit Wirkung für das Ende des laufenden Geschäftsjahres zu erklären. Der Eingang der Austrittserklärung in der Geschäftsstelle gilt als Zugang beim Vorstand.

4.2.3
Ausschluss wegen vereinsschädigenden Verhaltens oder aus sonstigen wichtigen Gründen; der Ausschluss eines Mitgliedes erfolgt durch den Vorstand. Bei Widerspruch entscheidet die Mitgliederversammlung. Der Widerspruch muss schriftlich gegenüber dem Vorstand binnen eines Monats nach Bekanntmachung, die schriftlich zu erfolgen hat, eingelegt werden. Der Eingang in der Geschäftsstelle gilt als Zugang beim Vorstand.

§ 5

Beratende Mitwirkung

5.1
An den Aktivitäten der Kreisarbeitsgemeinschaft können – nach Zulassung durch die Mitgliederversammlung – Körperschaften, Verbände, Institutionen und Einzelpersonen beratend mitwirken, die sich zu den Zwecken und Aufgaben der Kreisarbeitsgemeinschaft bekennen, insbesondere aus den Bereichen:

· Kindertagesstätten

· Erzieherinnen und Erzieher

· Träger der Kindertagesstätten

· Elternschaft

· Schulen

· Institutionen mit zahnmedizinischer Fachkompetenz, z. B. Universitäten
· …

§ 6

Organe

6.1
Organe der Kreisarbeitsgemeinschaft sind:

· die Mitgliederversammlung

· der Vorstand

§ 7

Mitgliederversammlung

7.1
Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Geschäftsjahr statt. Außerordentliche Mitgliederversammlungen werden einberufen, wenn dies von mindestens einem Fünftel der Vereinsmitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt wird.

7.2
Der Vorstand bereitet die Mitgliederversammlung vor. Zur Mitgliederversammlung hat die/der Vorsitzende des Vorstandes durch einfachen Brief mindestens 30 Kalendertage vor der Mitgliederversammlung unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuladen. Es zählt das Datum des Poststempels. 
7.3
Sollen Punkte, die nicht auf der Tagesordnung stehen, verhandelt werden, so müssen die entsprechenden Anträge mindestens 14 Kalendertage vor der Mitgliederversammlung in der Geschäftsstelle der Kreisarbeitsgemeinschaft eingegangen sein. Die Anträge gemäß Satz 1 werden unverzüglich nach Eingang in der Geschäftsstelle den übrigen Mitgliedern durch einfachen Brief bekanntgegeben. Über die Zulassung der Anträge gemäß Satz 1 beschließt die Mitgliederversammlung vor Eintritt in die Tagesordnung nach Aussprache. Anträge, die für den Verein von erheblicher Bedeutung sind (z. B. Satzungsänderungen, Vorstandswahlen, Auflösung des Vereins, Beitragsänderungen, Aufnahme von Darlehen, Veräußerung und Belastung von Grundstücken, Entlastung des Vorstandes), können jedoch nicht Gegenstand einer solchen nachträglichen Aufnahme in die Tagesordnung sein. 
7.4
Die Mitgliederversammlung wird von der/dem Vorsitzenden des Vorstandes, bei deren/des​sen Verhinderung von der ersten Stellvertreterin oder dem ersten Stellvertreter, bei auch deren/des​sen Verhinderung von der zweiten Stellvertreterin oder dem zweiten Stellvertreter geleitet. Sind sämtliche Vorstandsmitglieder verhindert, wählt die Mitgliederversammlung eine Versammlungsleiterin oder einen Versammlungsleiter.

7.5
Die/der Vorsitzende stellt zu Beginn der Mitgliederversammlung die Beschlussfähigkeit fest.

Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Einberufung mindestens ein Mitglied nach § 3.1 a) oder b) und mindestens die Hälfte der Mitglieder der Mitgliedergruppe nach § 3.1 c) anwesend sind.

Im Falle fehlender Beschlussfähigkeit hat die/der Vorsitzende mit Einladungsfrist von mindestens zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung zu einer weiteren Mitgliederversammlung einzuladen, deren Beschlussfähigkeit keine Mindestanwesenheit erfordert. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

7.6
Alle Mitglieder sind berechtigt, Personen, die bei ihnen beschäftigt sind, sowie andere Mitglieder zur Wahrnehmung der ihnen in der Mitgliederversammlung zustehenden Rechte zu bevollmächtigen. Bevollmächtigungen sind von dem vollmachtgebenden Mitglied schriftlich zu erteilen und der/dem Vorsitzenden des Vorstandes vor Beginn der Mitgliederversammlung vorzulegen.

7.7
Bei der Abstimmung in der Mitgliederversammlung hat jede der drei Mitgliedergruppen nach § 3.1 dieser Satzung die gleiche Stimmenzahl.

Die Zahl der auf jede Gruppe entfallenden Stimmen bestimmt sich nach der Anzahl der in der Kreisarbeitsgemeinschaft als Mitglieder vertretenen Krankenkassen.

Mehrere auf ein Mitglied nach § 3.1 a) und b) der Satzung entfallende Stimmen kann das Mitglied nur einheitlich abgeben. Die den einzelnen Mitgliedern nach § 3.1 c) der Satzung zustehenden Stimmen sind ungebunden.

7.8
Die Mitgliederversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit aus Ja- und Nein-Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.

Der kalenderjährlich von der Kreisarbeitsgemeinschaft aufzustellende Haushaltsplan bedarf der Zustimmung:

· mindestens eines Mitglieds nach § 3.1 a) oder b) und 

· der einfachen Mehrheit der in der Kreisarbeitsgemeinschaft als Mitglieder vertretenen Krankenkassen nach § 3.1 c)

Beschlüsse zur Änderung der Satzung bedürfen einer Mehrheit von mehr als zwei Drittel der anwesenden Stimmen nach § 7.7.

7.9 Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu fertigen, welches von der/dem Versammlungsleiterin/Versammlungsleiter und der/dem Protokollführerin/Protokollführer zu unterschreiben ist. Die Niederschrift ist den Mitgliedern zu übermitteln. Sie gilt als genehmigt, wenn nicht innerhalb von sechs Wochen nach dem Versanddatum widersprochen wird.

§ 8

Aufgaben der Mitgliederversammlung

Der Mitgliederversammlung obliegen die

8.1 Festlegung der endgültigen Tagesordnung,

8.2 Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und der Rechnungsprüfer/innen,

8.3 Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung,

8.4 Entlastung des Vorstandes,

8.5 Feststellung des Haushalts,

8.6 Änderung der Satzung,

8.7 Wahl der/des Vorsitzenden des Vorstandes und der zwei Stellvertreter/innen sowie von entsprechenden Ersatzmitgliedern,

8.8 Abberufung von Vorstandsmitgliedern,

8.9 Wahl von zwei Rechnungsprüfer/innen,

8.10 Entscheidung über den Träger der Geschäftsstelle der Kreisarbeitsgemeinschaft,
8.11 Entscheidung über den Widerspruch bei Ausschluss von Mitgliedern,

8.12 Auflösung der Kreisarbeitsgemeinschaft.

§ 9

Vorstand

9.1
Der Vorstand (Vorstand i. S. d. § 26 BGB) besteht aus der/dem Vorsitzenden sowie der ersten Stellvertreterin oder dem ersten Stellvertreter und der zweiten Stellvertreterin oder dem zweiten Stellvertreter. Er wird mit der Maßgabe gebildet, dass die drei Mitgliedergruppen nach § 3.1 dieser Satzung jeweils ein Vorstandsmitglied stellen. Ersatzmitglieder werden ebenfalls bestellt.
9.2
Die Amtsdauer der Vorstandsmitglieder beträgt vier Jahre. Der Vorstand bleibt jedoch nach Ablauf seiner Amtsdauer so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist. Die Wiederwahl ist zulässig.

9.3
Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Die Einberufung erfolgt schriftlich durch die/den Vorsitzenden unter Bekanntgabe einer Tagesordnung.

9.4
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Der Vorstand kann schriftlich und ohne Abhaltung einer Sitzung abstimmen, soweit kein Vorstandsmitglied dem widerspricht. Über die Vorstandssitzung ist eine Niederschrift anzufertigen; wenn ihr nicht binnen sechs Wochen nach Versanddatum widersprochen wird, gilt diese als genehmigt.

9.5 Die Tätigkeit des Vorstandes ist ehrenamtlich. 

9.6 Die/der Vorsitzende des Vorstandes und eine der zwei Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter der/des Vorsitzenden vertreten gemeinsam die Kreisarbeitsgemeinschaft gerichtlich und außergerichtlich.

§ 10

Aufgaben des Vorstandes

10.1
Der Vorstand führt die Beschlüsse der Mitgliederversammlung durch. Er entscheidet in allen Angelegenheiten, die nicht Aufgaben der Mitgliederversammlung sind, u. a.:

· Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Einberufung

· jährliche Aufstellung eines Haushalts

· Einstellung von Personal

· Erstellung der Jahresrechnung

· Erstellung eines Aktionsprogramms zur Durchführung der gruppenprophylaktischen Maßnahmen

§ 11

Durchführung der Maßnahmen

11.1
Die der Kreisarbeitsgemeinschaft obliegenden Maßnahmen werden von Zahnärztinnen und Zahnärzten und für den Einsatz in der Gruppenprophylaxe qualifizierten Fachkräften durchgeführt. 

11.2
Für die Kreisarbeitsgemeinschaft Tätige:

· bei der Kreisarbeitsgemeinschaft Beschäftigte 

· Personal, das bei anderen Anstellungsträgern (z. B. dem Jugendzahnärztlichen Dienst des Fachdienstes Gesundheit -Gesundheitsamt- des Kreises/ der kreisfreien Stadt …) beschäftigt ist im Rahmen der Mittelgewährung nach § 12.1 dieser Satzung und den damit im Zusammenhang stehenden Vereinbarungen

11.3 Mitwirkende in der Kreisarbeitsgemeinschaft

· Mitwirkende im Patenschaftsprogramm 

· Der Jugendzahnärztliche Dienst des Fachdienstes Gesundheit des Gesundheitsamtes des Kreises/ der kreisfreien Stadt ...

§ 12

Finanzierung, Geschäftsjahr, Vollzug

12.1
Die zur Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben der Kreisarbeitsgemeinschaft erforderlichen Mittel werden von den Krankenkassen nach Maßgabe des § 21 SGB V und den damit im Zusammenhang stehenden Vereinbarungen sowie durch Zuwendungen und Spenden aufgebracht.

12.2
Die Kreisvereinigung der Zahnärzte des Kreises … ist darum bemüht, dass eine ausreichende Zahl von Zahnärztinnen und Zahnärzten sowie Hilfspersonal für die Durchführung der Maßnahmen zur Verfügung steht (Patenschaftsprogramm).

12.3
Mitgliedsbeiträge werden nicht erhoben.

12.4
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 13

Verwendung der Mittel

13.1
Die Mittel der Kreisarbeitsgemeinschaft dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, erhalten die Mitglieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Reisekosten, sonstige Auslagen und etwaige Aufwandsentschädigungen werden von der Kreisarbeitsgemeinschaft nur in den unter § 13.3 genannten Fällen getragen.
13.2
An den Träger der Geschäftsstelle nach § 14 sowie an im Rahmen des Patenschaftsprogramms tätige niedergelassene Zahnärztinnen und Zahnärzte können im Rahmen der Mittelgewährung nach § 12.1 dieser Satzung und den damit im Zusammenhang stehenden Vereinbarungen Erstattungen gezahlt werden. 
13.3
Vorstandsmitglieder oder Delegierte des Vorstandes, die im Auftrag der Kreisarbeitsgemeinschaft auf Landesebene Termine wahrnehmen (z. B. Mitgliederversammlungen des Landesausschuss zur Förderung der Jugendzahnpflege in Schleswig-Holstein e. V., Geschäftsführertreffen der Kreisarbeitsgemeinschaften, …), können Reisekosten bis zur Höhe der im Bundesreisekostengesetz festgelegten Erstattungssätze geltend machen.

13.4
Es darf keine Person durch Ausgaben, die Zweck und Aufgaben der Kreisarbeitsgemeinschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 14

Aufgaben der Geschäftsstelle

14.1
Zu den Aufgaben der Geschäftsstelle gehören insbesondere die Koordination

· der Verwaltung (Bestellungen, Haushaltsführung und Dokumentation, …),

· der Personalführung (fachliche Anleitung, Weisungsbefugnis, …),

· des Informationsflusses innerhalb der Kreisarbeitsgemeinschaft und

· der Sicherstellung der Ansprechbarkeit im Außenverkehr.

§ 15

Rechnungsprüfer

15.1
Die Prüfung des Jahresabschlusses erfolgt jährlich durch die zwei von der Mitgliederversammlung gewählte Rechnungsprüfer/innen. Diese dürfen nicht dem Vorstand angehören.

15.2
Die Amtszeit der Rechnungsprüfer/innen beträgt zwei Jahre.

15.3
Es wird jedes Jahr im Wechsel jeweils ein/e Rechnungsprüfer/in mit zweijähriger Amtszeit gewählt. Bei der Erstwahl ist die Amtszeit einer Rechnungsprüferin bzw. eines Rechnungsprüfers auf zwei Jahre, die der anderen Rechnungsprüferin oder des anderen Rechnungsprüfers auf ein Jahr zu bemessen.

§ 16

Auflösung der Kreisarbeitsgemeinschaft

16.1
Die Auflösung der Kreisarbeitsgemeinschaft kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. Der Beschluss zur Auflösung bedarf einer Mehrheit von drei Viertel der Stimmen aller Stimmberechtigten nach § 7.7 dieser Satzung.

16.2
Bei Auflösung der Kreisarbeitsgemeinschaft oder bei Wegfall ihrer steuerbegünstigten Zwecke ist das Vermögen der Kreisarbeitsgemeinschaft zu steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden. Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamtes ausgeführt werden. In Abstimmung mit dem Finanzamt soll das noch vorhandene Vermögen, wenn steuerlich unschädlich, an den Landesausschuss zur Förderung der Jugendzahnpflege in Schleswig-Holstein e. V. übertragen werden.

§ 17

In-Kraft-Treten

17.1
Die Änderung der Satzung der … (Name der Kreisarbeitsgemeinschaft) vom … tritt in Kraft, wenn sie in das Vereinsregister eingetragen ist.
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